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über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Ausführung der zoll- und steuerrechtlichen Bestim- 
mungen des Abkommens zwischen den Parteien des Nordatlan- 
tikvertrags vom 19. Juni 1951 über die Rechtsstellung ihrer 
Truppen (NATO-Truppenstatut) und des Zusatzabkommens 
vom 3. August 1959 zu diesem Abkommen hinsichtlith der in 
der Bundesrepublik Deutschland stationierten ausländischen 

Truppen 

(Truppenzollgesetz 1962) 

— Drucksache IV/695 — 


A. Bericht des Abgeordneten Goldhagen 


Der am 30. Oktober 1962 dem Deutschen Bundes- 
tag vorgelegte Gesetzentwurf zur Ausführung der 
zoll- und steuerrechtlichen Bestimmungen des Ab- 
kommens zwischen den Parteien des Nordatlantik- 
vertrags vom 19. Juni 1951 über die Rechtsstellung 
ihrer Truppen (NATO-Truppenstatut) und des Zu- 
satzabkommens vom 3. August 1959 zu diesem Ab- 
kommen hinsichtlich der in der Bundesrepublik 
Deutschland stationierten ausländischen Truppen 
(Truppenzollgesetz 1962) wurde vom Plenum des 
Deutschen Bundestages am 8. Oktober 1962 an den 
Finanzausschuß zur Beratung überwiesen. Der 
Finanzausschuß hat sich in seiner Sitzung am 15. No- 
vember mit der Vorlage befaßt. 

Der Finanzausschuß nahm zur Kenntnis, daß der 
Gesetzentwurf im wesentlichen auf den im NATO- 
Truppenstatut bereits enthaltenen abgabenrecht- 
lichen Bestimmungen basiert und das zur Durch- 
führung dieser Zoll-, Verbrauchsteuer- und Mono- 
polvergünstigungen notwendige Verfahren in An- 
lehnung an das neue Zollrecht regelt. Der Ausschuß 
begrüßt die Verfahrensvereinfachungen, die die 
Neuregelung gegenüber den Vorschriften des Trup- 
penzollgesetzes von 1955 mit sich bringen wird. 


Im Verlauf der Ausschußberatungen ergab sich 
die Zweckmäßigkeit einiger sachlich nicht bedeuten- 
der Änderungen der Regierungsvorlage. So schlägt 
der Ausschuß vor, 

§ 2 Abs. 2 neu zu fassen, um, wie es bereits 
Absicht des Regierungsentwurfs war, den ge- 
genwärtigen Rechtszustand aufrechtzuerhalten. 
Dieses Ziel würde bei Annahme der Fassung 
des Regierungsentwurfis nicht erreicht, da in- 
folge zwischenzeitlicher Änderung des Zoll- 
tarifschemas die Aufzählung der zu begünsti- 
genden Mineralölprodukte in § 2 Abs. 2 der 
Regierungsvorlage nicht mehr vollständig war. 

§ 3 soll gestrichen werden, um zu vermeiden, 
daß auch künftig Sanktionen gegen deutsche 
Lieferanten der Streitkräfte verhängt werden 
können, falls die Streitkräfte eine vertraglich 
eingegangene Verpflichtung, z. B. Bezahlung der 
Lieferung in Devisen, nicht erfüllen. Als Folge 
dieser Streichung entfallen in § 6 Abs. 2 der 
zweite Halbsatz des Satzes 2 sowie Satz 3. 

In § 5 Abs. 1 soll Satz 3 lediglich zur Klarstel- 
lung neugefaßt werden. Die Sonderregelung des 
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§ 152 Abs. 3 des Gesetzes über das Branntwein- 
monopol für die Bemessung des Monopolaus- 
gleichs setzt voraus, daß Ausfuhrvergütung 
oder Preisvergünstigung gewährt worden ist. 
Dies ist nur bei solchen Branntweinerzeugnissen 
der Fall, die von den ausländischen Streitkräf- 
ten aus dem zollrechtlich freien Verkehr des 
Zollgebiets nach § 1 Abs. 2 Nr. 2 bezogen wor- 
den waren. Daher muß Satz 3 auf diesen Fall 
beschränkt bleiiben. 

Schließlich soll, einem Vorschlag des Bundes- 
rates entsprechend, in einem § 10 a festgelegt 
werden, daß dieses Gesetz nicht im Land Berlin 
gilt. 

Namens des Finanzausschusses darf ich das Hohe 
Haus bitten, dem Gesetzentwurf in der vom Finanz- 
ausschuß vorgeschlagenen Fassung zuzustimmen. 


Bonn, den 27. November 1962 


Goldhagen 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/695 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 15. November 1962 


Der Finanzausschuß 


Dr. Schmidt (Wuppertal) 

Vorsitzender 


Goldhagen 

Berichterstatter 


2 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 758 


Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Ausführung der zoll- und steuerrechtlichen Be- 
stimmungen des Abkommens zwischen den Parteien des Nord- 
atlantikvertrags vom 19. Juni 1951 über die Rechtsstellung ihrer 
Truppen (NATO-Truppenstatut) und des Zusatzabkommens 
vom 3. August 1959 zu diesem Abkommen hinsichtlich der in 
der Bundesrepublik Deutschland stationierten ausländischen 

Truppen 

(Truppenzollgesetz 1962) 

^ — Drucksache IV/695 — 

mit den Beschlüssen des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Ausführung der zoll- und steuerrechtlidien Be- 
stimmungen des Abkommens zwischen den Parteien 
des Nordatlantikvertrags vom 19. Juni 1951 über 
die Rechtsstellung ihrer Truppen (NATO-Truppen- 
statut) und des Zusatzabkommens vom 3. August 
1959 zu diesem Abkommen hinsichtlich der in der 
Bundesrepublik Deutschland stationierten ausländi- 
discheh Truppen 
(Truppenzollgesetz 1962) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Grundsatz 

Abfertigung zur Zollgutverwendung 

(1) Waren, die eine Truppe sowie ein ziviles Ge- 
folge (a/usländische Streitkräfte) oder die Mitglieder 
einer Truppe oder eines zivilen Gefolges sowie die 
Angehörigen dieser Personen (Mitglieder der aus- 
ländischen Streitkräfte) zu ihrer ausschließlichen 
Verwendung nach Artikel XI des NATO-Truppen- 
statuts (Bundesgesetzbl. 1961 II S. 1190), den Arti- 
keln 65 und 66 des Zusatzabkommens (Bundesge- 
setzbl. 1961 II S. 1218) und nach § 2 Abs. 1 dieses 
Gesetzes frei von Eingangsabgaben einführen oder 
aus Zollfreigöbieten oder Zollverkehren beziehen, 
werden zur nicht vorübergehenden Zollgutverwen- 
dung (§ 55 des Zollgesetzes vom 14. Juni 1961 — 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Ausführung der zoll- und steuerrechtlichen Be- 
stimmungen des Abkommens zwischen den Parteien 
des Nordatlantikvertrags vom 19. Juni 1951 über 
die Rechtsstellung ihrer Truppen (NATO-Truppen- 
statut) und des Zusatzabkommens vom 3. August 
1959 zu diesem Abkommen hinsichtlich der in der 
Bundesrepublik Deutschland stationierten ausländi- 
dischen Truppen 
(Truppenzollgesetz 1962) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

unverändert 
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Bundesgesctzbl. I S. 737) abgefertigt. Kann die Ab- 
fertigung nach den Bestimmungen des NATO-Trup- 
penstatuts und des Zusatzabkommens oder auf 
Grund der besonderen Umstände der Einfuhr nicht 
von deutschen Zollbediensteten durchgeführt wer- 
den, so gehen die Waren mit der Einfuhr in die 
Zollgutverwendung über. 

(2) Waren, die ausländische Streitkräfte zu ihrer 
ausschließlichen Verwendung nach Artikel 67 des 
Zusatzabkommens und nach § 2 Abs. 2 dieses Ge- 
setzes aus dem zollrechtlich freien Verkehr 

1. unter Erlaß, Erstattung oder Vergütung 
von Zoll, 

2. frei von Verbrauchsteuer oder unter Ver- 
brauchsteuervergütung oder Preisvergün- 
stigung, 

3. frei von Umsatzsteuer oder unter Umsatz- 
steuervergütung 

beziehen, gehen mit der Übergabe in die Zollgut- 
verwendung der ausländischen Streitkräfte über; 
damit ist die Lieferung im Sinne von Artikel 67 
Abs. 3 Buchstabe a Ziffer iv des Zusatzabkommens 
bewirkt. Hierbei werden auch die Zollvergütungen 
gewährt, wie sie für den Fall der Ausfuhr zum end- 
gültigen Verbleib oder Verbrauch im Zollausland 
vorgesehen sind. 

§ 2 

Erweiterung der Abgabenvergünstigung 
für Kraftfahrzeuge und Mineralöl 

(1) Die Mitglieder der ausländischen Streitkräfte 
können Kraftfahrzeuge ausländischen Ursprungs zu 
ihrer ausschließlichen Verwendung auch aus priva- 
ten Zollgutlagern, aktiven Veredelungsverkehren 
oder Zollaufschublagern frei von Eingangsabgaben 
beziehen, wenn der Erwerb des Kraftfahrzeugs von 
den zuständigen Behörden der ausländischen Streit- 
kräfte genehmigt ist. Artikel 65 Abs. 1 Buchstabe b 
des Zusatzabkommens gilt auch für diese Abgaben- 
vergünstigung. 

(2) Bei der Lieferung von Waren der Nummer 
27.07 - B - II - a und III oder von Benzin, mittel- 
schweren Ölen oder Schwerölen der Nummer 
27.10 -A des Deutschen Zolltarifs an die ausländi- 
schen Streitkräfte wird neben dem Zoll auch die 
Mineralölsteuer vergütet. Artikel 67 Abs. 3 Buch- 
stabe a Ziffer i des Zusatzabkommens gilt auch für 
die Mineralölsteuervergütung. Vergütungsberech- 
tigt ist, wer das Mineralöl liefert. 

§ 3 

Übergang von Waren in die Xollgutverwen- 
düng der ausländischen Streitkräite oder 
ihrer Mitglieder 

Hängen die in §§ 1 und 2 bezeichneten Abgaben- 
und Preisvergünstigungen davon ab, daß das Ent- 
gelt nach Maßgabe des Artikels 65 Abs. 1 Buch- 
stabe b, des Artikels 67 Abs. 3 Buchstabe a Ziffer i 
und des Artikels 79 des Zusatzabkommens ent- 
richtet worden ist, so gehen 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


§ 2 

Erweiterung der Abgabenvergünstigung 
für Kraftfahrzeuge und Mineralöl 

(1) unverändert 


(2) Bei der Lieferung von versteuerten Waren 
der Nummer 27.07 - B - II - a und III oder der Num- 
mer 27.10 -A des Deutschen Zolltarifs an die aus- 
ländischen Streitkräfte werden der Zoll und die 
Mineralölsteuer vergütet. Artikel 67 Abs. 3 Buch- 
stabe a Ziffer i des Zusatzabkommens gilt auch für 
diese Abgabenvergünstigungen. Vergütungsberedi- 
tigt ist, wer das Mineralöl liefert. 


§ 3 

entfällt 
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1. Zollgut aus der Zollgutverwendung des Lie- 
ferers (Verteilers) 

und 

2. Waren des zollrechtlich freien Verkehrs (§ 1 
Abs. 2) 

in die Zollgutverwendung der ausländischen Streit- 
kräfte oder ihrer Mifgiieder erst über, wenn neben 
der Übergabe auch diese Voraussetzung nachgewie- 
sen ist. Der Lieferer hat den Nachweis nach vorge- 
schriebenem Muster zu führen; für den Nachweis 
kann eine Frist gesetzt werden. 

§ 4 

Entnahme von Zollgut in den freien Verkehr; 

Gestellung von Zollgut zu einer neuen 
Zollbehandlung 

(1) Die Genehmigung zur Entnahme von Zollgut 
in den freien Verkehr {§ 55 Abs. 5 Satz 2 des Zoll- 
gesetzes) aus der Zollgutverwendung der ausländi- 
schen Streitkräfte oder ihrer Mitglieder hat bei der 
zuständigen Zollstelle zu beantragen, wer nach § 5 
Abs. 2 Abgabenschuldner wird. Ein wirtschaftliches 
Bedürfnis zur Entnähme (§ 55 Abs. 5 Satz 3 des Zoll- 
gesetzes) braucht nicht nachgewiesen zu werden. 
Von Waren im Besitz der ausländischen Streitkräfte 
oder ihrer Mitglieder wird vermutet, daß sie Zollgut 
in der Zollgutverwendung sind, es sei denn, es wird 
nachgewiesen, daß sie ohne Inanspruchnahme der 
in §§ 1 und 2 bezeichneten Abgaben- und Preisver- 
günstigungen eingeführt oder bezogen worden 
waren. 

(2) Will eine Person, die nicht Mitglied der aus- 
ländischen Streitkräfte ist, Zollgut aus der Zollgut- 
verwendung der ausländischen Streitkräfte oder 
ihrer Mitglieder übernehmen und zu einer neuen 
Zollbehandlung gestehen, so hat sie dies der zu- 
ständigen Zollstelle vor der Übernahme des Zoll- 
guts anzuzeigen und das Zollgut unverzüglich nach 
der Übernahme zu gestehen. § 6 Abs. 5 des Zollge- 
setzes gilt sinngemäß. § 55 Abs. 6 Sätze 2 und 3 des 
Zollgesetzes sind nicht anzuwenden. 

§ 5 

Abgabenschuld, Abgabenschuldner 

(1) Mit der Entnahme von Zollgut aus der Zoh- 
gutverwendung der ausländischen Streitkräfte oder 
ihrer Mitglieder in den freien Verkehr entsteht eine 
Abgabenschuld, wie sie bei der Einfuhr der Waren 
entstehen würde. Bei Zündwaren im Sinne des 
Zündwarenmonopolgesetzes vom 29. Januar 1930 
(Reichsgesetzbl. I S. 11) ist außerdem der Unter- 
schiedsbetrag zwischen dem gezahlten Ausfuhrpreis 
uiiu aem Monopolpreis an die Deutsche Zündwaren- 
monopolgesellschaft zu entrichten. Bei den in § 151 
Abs. 1 des Gesetzes über das Branntweinmonopol 
vom 8. April 1922 (Reichsgesetzbl. I S. 405) in der 
derzeit geltenden Fassung bezeichneten Erzeugnis- 
sen ist die Abgabenschuld nach § 152 Abs. 3 dieses 
Gesetzes zu bemessen. Für Zollgut, das aus dem 
freien Verkehr des Zollgebiets geliefert worden 
war, entsteht 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


§ 4 

unverändert 


§ 5 

Abgabenschuld, Abgabenschuldner 

(1) Mit der Entnahme von Zollgut aus der Zoll- 
gutverwendung der ausländischen Streitkräfte oder 
ihrer Mitglieder in den freien Verkehr entsteht eine 
Abgabenschuld, wie sie bei der Einfuhr der Waren 
entstehen würde. Bei Zündwaren im Sinne des 
Zündwarenmonopolgesetzes vom 29. Januar 1930 
(Reichsgesetzbl. I S. 11) ist außerdem der Unter- 
schiedsbetrag zwischen dem gezahlten Ausfuhrpreis 
und dem Monopolpreis an die Deutsche Zündwaren- 
monopolgesellschaft zu entrichten. Bei den in § 151 
Abs. 1 des Gesetzes über das Branntweinmonopol 
vom 8. April 1922 (Reichsgesetzbl. I S. 405) in der 
derzeit geltenden Fassung bezeichneten Erzeugnis- 
sen ist der Monopolausgleich nach § 152 Abs. 3 
dieses Gesetzes zu bemessen, wenn die Erzeugnisse 
von den ausländischen Streitkräften nach § 1 Abs. 2 
Nr. 2 bezogen worden waren. Für Zollgut, das aus 
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dem freien Verkehr des Zollgebiets geliefert worden 
war, entsteht 


1. keine Zollschuld, wenn eine Vergünsti- 
gung nach § 1 Abs. 2 Nr. 1, 

2. keine Veribrauchsteuersdiuld, wenn eine 
Vergünstigung nach § 1 Abs. 2 Nr. 2, 

3. keine Ausgleichsteuerschuld, wenn eine 
Vergünstigung nach § 1 Abs. 2 Nr. 3 

nicht in Anspruch genommen worden war. 

(2) Abgabenschuldner ist 

1. ‘die Person, die nicht Mitglied der auslän- 
dischen Streitkräfte ist, 

a) die mit der Entnahme des Zollguts in 
den freien Verkehr unmittelbarer Be- 
sitzer wird, 

b) die im Zeitpunkt der Entnahme in den 
freien Verkehr unmittelbarer Besitzer 
des Zollguts ist, 

2. daneben das Mitglied der ausländischen 
Streitkräfte, das das Zollgut veräußert 
hat. 

§ 57 Abs. 2 Satz 2 des Zollgesetzes findet entspre- 
chende Anwendung. 

(3) Für die Menge, die Beschaffenheit und den 
Zollwert der Ware und für die Anwendung der Zoll- 
vorschriften ist der Zeitpunkt der Entnahme maß- 
gebend. 

(4) Die verbrauchsteuerrechtlichen Bestimmun- 
gen, nach denen bei Aufnahme einer Ware in einen 
Heratellunigsbetrieb oder in ein Steuerlager eine 
Steuerschuld wegfällt oder eine Verbrauchsteuer er- 
lassen oder erstattet wird, gelten entsprechend; 
wird Bier an die Lieferbrauerei zurückgegeben, so 
wird die Biersteuer erlassen, 

§ 6 

V eredelungsverkehr 

(1) Der aktive Veredelungsverkehr (§ 48 des 
Zollgesetzes) dient auch der Veredelung von Wa- 
ren, die an die ausländischen Streitkräfte oder ihre 
Mitglieder geliefert werden sollen, sowie der Ver- 
edelung von Waren im Auftrag der ausländischen 
Streitkräfte oder ihrer Mitglieder. 

(2) Wenn die ordnungsgemäße Lieferung oder 
Rückgabe von Waren aus einem Veredelungsver- 
kehr an die ausländischen Streitkräfte oder das Mit- 
glied der ausländischen Streitkräfte ohne zollamt- 
liche Überwachung gewährleistet ist, kann zugelas- 
sen werden, daß die Waren ohne Gestellung gelie- 
fert oder zurückgegeben werden. Wird dies zuge- 
lassen, so steht die fristgerechte Übergabe der 
Waren der Gestellung und der Abfertigung zur 
Zollgutverwendung der ausländischen Streitkräfte 
oder ihres Mitglieds gleich; im Fall der Lieferung 
gilt dies nur, wenn neben der Übergabe auch die 
Entrichtung des Entgelts nach Maßgabe des § 3 
Satz 1 nachgewiesen ist. Der Veredeler hat den 
Nachweis nach vorgeschriebenem Muster zu führen^ 
für den Nachweis kann eine Frist gesetzt werden. 


1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

nicht in Anspruch genommen worden war. 
(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


§ 6 

V eredelungsverkehr 

(1) unverändert 


(2) Wenn die ordnungsgemäße Lieferung oder 
Rückgabe von Waren aus einem Veredelungsver- 
kehr an die ausländischen Streitkräfte oder das Mit- 
glied der ausländischen Streitkräfte ohne zollamt- 
liche Überwachung gewährleistet ist, kann zugelas- 
sen werden, daß die Waren ohne Gestellung gelie- 
fert oder zurückgegeben werden. Wird dies zuge- 
lassen, so steht die fristgerechte Übergabe der 
Waren der Gestellung und der Abfertigung zur 
Zollgutverwendung der ausländischen Streitkräfte 
oder ihres Mitglieds gleich. 
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§ 7 § 7 

Verlust der Rechtsstellung eines Mitglieds der unverändert 

ausländischen Streitkräfte 

Verliert ein Mitglied der ausländischen Streit- 
kräfte diese Rechtsstellung, so werden auf die in 
seinem Besitz befindlichen Waren die auf Grund des 
§ 24 Abs. 1 des Zollgesetzes erlassenen Vorschriften 
über die Zollfreiheit von übersiedlungsgut sinnge- 
mäß angewendet. Hierbei steht es der Übersied- 
lung gleich’, wenn das ehemalige Mitglied der aus- 
ländischen Streitkräfte seinen Wohnsitz im Zollge- 
biet behält oder nimmt. 


§ 8 § 8 
Anwendbarkeit des Gesetzes unverändert 

(1) Waren, die sich im Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens dieses Gesetzes im Besitz der ausländischen 
Streitkräfte oder ihrer Mitglieder befinden, werden, 
soweit sie unter Inanspruchnahme von Abgaben- 
und Preisvergünstigungen eingeführt oder geliefert 
worden sind, die den in §§ 1 und 2 bezeichneten 
Vergünstigungen entsprechen, so behandelt, als wä- 
ren sie nach den Bestimmungen dieses Gesetzes zur 
Zollgutverwendung abgefertigt worden. 

(2) Soweit die Artikel 71 bis 73 des Zusatzab- 
kommens für Organisationen, Unternehmen und für 
ihre Angestellten sowie für technische Fachkräfte 
die gleiche Behandlung wie für eine Truppe und 
Mitglieder eines zivilen Gefolges vorsehen, gilt 
dieses Gesetz entsprechend. 


§ 9 § 9 

Ermächtigung zur Durchführung des Gesetzes unverändert 

(1) Der 'Bundesminister der Finanzen kann zur 
Durchführung dieses Gesetzes durch Rechtsverord- 
nung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates be- 
darf, 

1. die durch dieses Gesetz festgelegten 
Pflichten näher bestimmen; sein Recht, die 
Pflichten der Zollbediensteten im Verwal- 
tungsweg festzulegen, bleibt unberührt, 

2. die in diesem Gesetz enthaltenen Begriffe 
erläutern, 

3. das Verfahren für die Zollgutverwendung, 
für die Lieferung von Waren zur Zollgut- 
verwendung und für die Entnahme von 
Zollgut aus der Zollgutverwendung in den 
freien Verkehr näher regeln. 

(2) Der Bundesmlinister der Finanzen kann durch 
Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, für Waren, die im Rahmen der 
Pflege menschlicher, gesellschaftlicher und dienst- 
licher Beziehungen von den ausländischen Streit- 
kräften oder ihren Mitgliedern an andere Personen 
abgegeben werden, Abgabenfreiheit anordnen, 
wenn die Waren wegen ihrer Beschaffenheit oder 
ihrer besonderen Widmung nicht mehr am Güter- 


schusses 
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Umsatz oder an der Preisbildung teilnehmen oder 
wenn es sich um Waren in kleinen Mengen oder 
von geringem Wert handelt und durch die Abgaben- 
freiheit schutzwürdige Interessen der inländischen 
Wirtschaft nicht verletzt werden. 


§ 10 § 10 

Ermächtigung unverändert 

für die Umsatz- und Beförderungsteuer 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, zur Durch- 
führung des Artikels 67 Abs. 3 und des Artikels 79 
des Zusatzabkommens Rechtsverordnungen, die 
nicht der Zustimmung des Bundesrates bedürfen, zu 
erlassen über 

1. den Umfang der Umsatzsteuervergütungen 
und das Befreiungs- und Vergütungsverfahren 
entsprechend den jeweils geltenden allgemei- 
nen umsatzsteuerrechtlichen Vorschriften; da- 
bei sind Abweichungen insoweit zulässig, als 
Umsatzsteuerbefreiung und Umsatzsteuerver- 
gütungen 

a) nur nach Vereinnahmung des Entgelts ge- 
mäß Artikel 67 Abs. 3 Buchstabe a Ziffer i 
des Zusatzabkommens, 

b) ohne Ausfuhr des Liefergegenstandes und 

c) auch bei Durchführung der Beschaffungen 
oder Baumaßnahmen durch deutsche Behör- 
den sowie im Falle gemeinsamer Beschaf- 
fungen oder Baumaßnahmen der Bundes- 
republik Deutschland und eines oder meh- 
rerer Entsendestaaten auch hinsichtlich des 
auf den oder die Entsendestaaten entfallen- 
den Teils der Beschaffungen oder Baumaß- 
nahmen 

gewährt werden; 

2. die Abgrenzung der Befreiung von der Beför- 
derungsteuer und das hierfür erforderliche 
Verfahren. 

§ 10a 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nicht im Land Berlin. 


§ 11 § 11 
Inkrafttreten unverändert 

(1) Dieses Gesetz tritt an dem Tage in Kraft, an 
dem das NATO-Truppenstatut nach seinem Arti- 
•kel XVIII Abs. 3 für die Bundesrepublik Deutschland 
in Kraft tritt. Der Tag des Inkrafttretens dieses Ge- 
setzes ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

(2) Gleichzeitig tritt das Truppenzollgesetz vom 
jognn {i69 'S I •iqz;0S0ßs0puna) ggei J9qo;>[0 '6Z 
Kraft. 
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